
 

 
Herr Ministerpräsident 
Cem Özdemir 
Richard-Wagner-Straße 15 
70184 Stuttgart 
 
                                                                                                                                           Stuttgart, 17.07.2026 
 
 
Betreff: Protest gegen die geplante Abschaffung oder Rückstufung der Stelle 
der/des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderung in ein 
Ehrenamt 
 
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Özdemir, 
sehr geehrter Herr Minister Hildenbrand, 
 
die LAG Selbsthilfe Baden-Württemberg vertritt als Dachverband ca. 60 
Selbsthilfeverbände mit 150.000 Menschen mit Behinderungen und chronischen 
Krankheiten und deren Angehörige. Die LAG Selbsthilfe versteht sich als politische 
Interessenvertretung, die offen die Anliegen von Selbsthilfegruppen aufnimmt und in 
ihren Aufgaben unterstützt. 
 
Mit großer Sorge verfolgen wir die geplante Umstrukturierung der Stelle der/des 
Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen. 
Im Namen unserer Mitglieder sprechen wir uns entschieden gegen eine vollständige 
Abschaffung oder eine Reduzierung dieser wichtigen Funktion auf ein rein 
ehrenamtliches Amt aus.  
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Die Institution der/des Landesbeauftragten ist ein unverzichtbarer Bestandteil der 
Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen. Sie bildet eine unabhängige 
und zentrale Schnittstelle zwischen Politik, Verwaltung und der Lebensrealität der 
betroffenen Menschen. Sie bündelt die berechtigten Anliegen der Menschen mit 
Behinderungen und chronischen Krankheiten und ist eine wichtige Anlaufstelle auf 
Landesebene.  

Eine Schwächung oder Auflösung dieses Hauptamtes wäre ein falsches Signal in die 
Gesellschaft, weil es zeigt, dass die Interessenvertretung der Menschen mit 
Behinderungen zweitrangig ist und bei ihr durchaus der Rotstift angesetzt werden kann. 
Dies hätte weitreichende Folgen für die wirksame Vertretung der Interessen von 
Menschen mit Behinderungen. Die unabhängige Beratung, die politische Einflussnahme 
sowie die Förderung einer inklusiven Gesellschaft würden erheblich beeinträchtigt. 
 
Wir als LAG Selbsthilfe und ihre Mitgliedsverbände setzen uns jeden Tag von neuem für 
Inklusion und Teilhabe ein, damit die Anliegen der Menschen mit Behinderung und 
chronischen Erkrankungen sichtbar und hörbar zu werden. Dies ist besonders in der 
derzeitigen politischen und gesellschaftlichen Situation wichtiger denn je. Letztendlich 
profitiert jede Bürgerin und jeder Bürger von einer inklusiven Gesellschaft.  Teilhabe 
bedeutet auch gelebte Demokratie! 
 
Wir appellieren daher eindringlich an Sie, die hauptamtliche Struktur der 
Landesbeauftragten zu erhalten und damit ein klares Zeichen für Inklusion, Teilhabe und 
die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention zu setzen. 
 
 
Wir fordern daher die Landesregierung auf: 
 

1. Die geplante Abschaffung oder Herabstufung der/des Landesbeauftragten zu 
einem Ehrenamt vollständig zurückzunehmen und den Fortbestand der 
hauptamtlichen Stelle dauerhaft zu sichern. 

2. Ein klares Bekenntnis zur unabhängigen, professionellen und wirksamen 
Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen auf Landesebene 
abzugeben und deren Weiterentwicklung aktiv zu unterstützen.  

3. Eine gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen ist Grundvoraussetzung für eine 
inklusive Gesellschaft. Deshalb ist die Institution der/des Landesbeauftragten in 
ihrer heutigen hauptamtlichen Form unverzichtbar. Wir erwarten von der 
Landesregierung, dass sie ihrer gesetzlichen Verantwortung gerecht wird und ein 
deutliches Zeichen für Inklusion, Selbstbestimmung und gesellschaftliche 
Teilhabe setzt. 

 
Für die Teilhabe der Menschen mit Behinderung und chronischen Krankheiten und einer 
inklusiven Gesellschaft in Baden-Württemberg ist die Beauftragte für die Belange der 
Menschen mit Behinderungen unverzichtbar.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Bärbel Kehl-Maurer                                                                                                                  
Vorstandsvorsitzende der LAG Selbsthilfe BW 


